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Gezielt gegen schwere Menschen- 
rechtsverletzungen 

 

Großbritannien implementiert ein neues Globales Sanktionsregime 
Oliver Ernst 

Zwei Jahre nachdem Großbritannien unter dem Sanctions and Anti-Money Laundering Act von 2018 (SAMLA) 
die Voraussetzungen für ein Globales Menschenrechtssanktionsregime (GHR) geschaffen hatte, das sich 
nicht allgemein gegen Staaten, sondern gezielt gegen individuelle und institutionelle Akteure richtet, wur-
de es am 6. Juli 2020 unter dem Titel The Global Human Rights Sanctions Regulations 2020 verabschiedet.1 

Die in einer ersten Welle verhängten Sanktionen richteten sich gegen insgesamt 49 Ziele: 25 Individuen 
aus Russland, 20 aus Saudi-Arabien, zwei Personen aus Myanmar, sowie zwei Institutionen (Ministerium 
für Staatssicherheit und Ministerium für Volkssicherheit) aus Nordkorea.2 
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Es war ein zeitlicher Zufall, dass anderthalb Jahre 
nach der Ermordung des saudischen Staatsbür-
gers Jamal Kashoggi – im Istanbuler Konsulat sei-
nes Heimatlandes – die Täter innerhalb weniger 
Tage gleich doppelt ins Visier genommen wurden: 
Zuerst hatte am 03. Juli in Istanbul, in Abwesenheit 
der Beklagten, der Prozess gegen 20 saudische 
Staatsbürger begonnen.3 Am 06. Juli verhängte 
dann das Vereinigte Königreich, unter dem am 
gleichen Tag eingeführten Global Human Rights 
Sanctions Regime erstmals gezielte Sanktionen 
gegen diese 20 Tatverdächtigen, darunter den 
ehemaligen Berater des saudischen Königshauses, 
Saud bin Abdullah al-Kahtani und den ehemaligen 
stellvertretenden Leiter des saudischen militäri-
schen Geheimdienstes, Ahmed al-Assiri.  

Umsetzung der Sanktionen 

Diese Sanktionierung bedeutet konkret, dass sie 
seitdem weder nach Großbritannien einreisen 
dürfen („travel ban“), noch auf ihre dortigen Ver-
mögen zugreifen können, da diese „eingefroren“ 
wurden („asset freeze“). Während also der laufen-
de Prozess vor einem türkischen Gericht in erster 
Linie dazu beitragen wird, die Ermordung Kashog-
gis weiter aufzuklären, sorgen die Sanktionen 
dafür, dass die 20 Beschuldigten schon heute für 
Ihre Taten belangt werden – vorausgesetzt, sie 
haben Vermögenswerte in Großbritannien. Inten-
diert ist durch das neue Regime „smarter“, „geziel-
ter“ Sanktionen auch eine abschreckende Wir-
kung: Wer in Großbritannien Vermögen hat, oder 
dort etwa seine Kinder studieren lässt, soll durch 
die allgemeine Androhung von gezielten Men-
schenrechtssanktionen davon abgehalten werden, 
sich aktiv an schweren Menschenrechtsverletzun-
gen zu beteiligen. Potentiell und vermutlich eher 
längerfristig ist hierdurch auch ein „Entsolidarisie-
rungseffekt“ unter den Eliten in diesen Staaten 
vorstellbar. 

Die individuell verhängten Sanktionen gelten je-
weils für drei Jahre und werden regelmäßig alle 
drei Jahre überprüft. Da sie sowohl darauf abzie-
len, der Straflosigkeit im Falle von schweren Men-
schenrechtsverletzungen entgegenzuwirken als 
auch nach Möglichkeit das Verhalten der sanktio-
nierten Individuen positiv zu verändern, hängt die 
Aufhebung der Sanktionen in erster Linie von 
tatsächlichen Verhaltensänderungen ab. Diese 

können von den sanktionierten Individuen und 
Institutionen auch auf dem Rechtsweg selbst vor-
gebracht werden und dann gegebenenfalls auch 
zu einem De-Listing führen.4 Ansonsten ist das 
Globale Menschenrechtssanktionsregime aber 
zeitlich nicht befristet und kann somit für die Be-
troffenen zu einer dauerhaften Vermögenseinfrie-
rung in und zu unbegrenzten Einreiseverboten 
nach Großbritannien führen. 

„Magnitsky-style“-Sanktionen: 
Vorbild USA – Fokus Russland 

Begonnen hatte die politische Diskussion über das 
neue Sanktionsregime in Großbritannien bereits 
im Jahr 2012. In diesem Jahr hatten die USA den 
sogenannten Magnitsky-Act eingeführt, auf den 
sich die Briten in ihrer Regulierung deutlich bezie-
hen. So wurden auch unter dem britischen Sankti-
onsregime mehrheitlich 25 russische Individuen 
mit Sanktionen belegt, die in den Fall des am 
16. November 2009 im Alter von 37 Jahren ermor-
deten russischen Staatsbürgers Sergej Magnitsky 
verwickelt waren. Der heutige britische Außenmi-
nister Dominic Raab hatte sich bereits 2012, da-
mals noch als 38–jähriger „Hinterbänkler“ der 
Konservativen Partei, des Falles von Magnitsky 
angenommen und durch dieses persönliche Enga-
gement dem neuen britischen Sanktionsregime 
den „Magnitsky-style“-Stempel aufgedrückt. Wäh-
rend er am Montag vor dem Parlament das neue 
Sanktionsregime vorstellte, saßen Magnitskys 
Witwe Natalia und sein Sohn Nikita in Raabs Büro 
und sahen die Live-Übertragung an, was Raab in 
seiner emotional sehr berührenden Rede auch 
explizit erwähnte.5

Doch die anfänglich vor allem auf Russland fokus-
sierten Magnitsky-Sanktionen haben längst eine 
weit darüber hinausgehende, weltweite Reichwei-
te und Bedeutung erlangt. In den letzten fünf Jah-
ren ist die Entwicklung horizontaler, smarter Men-
schenrechtssanktionen dynamisch weitergegan-
gen: Wie in den USA, die den Magnitsky-Act im Jahr 
2016 zu einem Global Magnitsky Act ausgeweitet 
haben, der mittlerweile weltweit über 250 Einzels-
anktionen umsetzt, so ist auch das neue britische 
Global Human Rights Sanctions Regime auf einen 
weltweiten Ansatz ausgerichtet. Die aktuellen 
Sanktionen, die auch gegen zwei Ministerien in 
Nordkorea gerichtet sind, die der Führung der 
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Todes- und Zwangsarbeitslager beschuldigt wer-
den, sowie gezielt gegen zwei Verantwortliche für 
die „systematische und brutale Gewalt“ gegen die 
Rohingya-Bevölkerung in Myanmar vorgehen, 
machen die Reichweite deutlich.  

„Post-Brexit“ – dennoch ein Vor-
bild für Europa 

Auch in der EU wird, seitdem sich am 
09. Dezember 2019 der Rat für Außenbeziehungen
einvernehmlich für die Einrichtung eines globalen 
Menschenrechtssanktionsregimes der EU ausge-
sprochen hatte,6 unter Hochdruck an einem sol-
chen smarten und gezielten Instrument gearbei-
tet, das nicht auf Staaten, sondern auf durch Indi-
viduen und einzelne Institutionen begangene 
schwere Menschenrechtsverletzungen fokussiert 
sein wird. Dieses EU-Sanktionsregime soll mög-
lichst noch unter der deutschen Ratspräsident-
schaft im zweiten Halbjahr 2020 verabschiedet 
werden. In einem Brief an Bundeskanzlerin Angela 
Merkel hatten sich zuletzt am 17. Juni sechs Abge-
ordnete des Deutschen Bundestages aus 
CDU/CSU, FDP, Bündnis90/Grüne und SPD dafür 
ausgesprochen, die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft zu nutzen, um auf dem Weg 
zu gezielten Menschenrechtssanktionen im Rah-
men eines europäischen Magnitsky-Gesetzes mit 
globaler Reichweite voranzukommen.7 Wie auch 
zuvor bereits das Europäische Parlament,8 so 
sprachen sich auch die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages dafür aus, dass das Gesetz im 
Namen auf den in russischer Haft verstorbenen 
Sergej Magnitsky verweisen sollte.  

Voraussichtlich spätestens im Jahr 2021 wird also 
auch die EU über ein globales Menschenrechts-
sanktionsregime verfügen und damit Groß-
britannien, die USA, Kanada, und vier weitere 
Staaten, die bereits entsprechende „Magnitsky-
style“-Sanktionsregime etabliert haben, in ihrem 
gemeinsamen Anliegen unterstützen, weltweit 
gegen schwere Menschenrechtsverletzungen vor-
zugehen.9 Der Druck auf die Täter wird somit im-
mer größer – ihre Vermögen werden eingefroren 
und ihre Reisefreiheit in vielen Teilen der Welt 
eingeschränkt. Für den internationalen Schutz der 
Menschenrechte und die Verhinderung von Straf-
losigkeit bei schweren Menschenrechtsverletzun-
gen sowie für die Abschreckung derselben kann 

dies ein wichtiger Schritt nach vorne sein. Zudem 
werden reziproke Vergeltungsmaßnahmen der 
Betroffenen (bzw. ihrer Staaten) immer schwieri-
ger, je mehr Staaten sich der Menschenrechts-
sanktionsallianz weltweit anschließen werden. 

Die Gefahr von Vergeltungs-
maßnahmen 

Wenngleich die gezielten britischen Menschen-
rechtssanktionen nicht gegen Staaten gerichtet 
sind, so wird in London mit gewisser Sorge vor 
reziproken Vergeltungsmaßnahmen unter ande-
rem auf Russland geschaut: So hatte Russland 
auch auf die 2012 unilateral von den USA verhäng-
ten Magnitsky-Sanktionen mit Vergeltungsmaß-
nahmen reagiert, indem es US-Bürgern die Adop-
tion von russischen Waisenkindern verbot. Auch 
im Falle der britischen Sanktionen wurden vom 
Kreml-Sprecher Dimitry Peskov umgehend „rezip-
roke Vergeltungsmaßnahmen“ angekündigt „so-
weit sie den Interessen der Russischen Föderation 
entsprechen“.10 

Zudem ist es nicht unwahrscheinlich, dass als 
Reaktion auf die gezielten Menschenrechts-
sanktionen der Druck auf regimekritische Journa-
listen und Menschenrechtler in den betroffenen 
Ländern selbst zunehmen wird.  

Daher ist es wichtig, dass die bei der Verabschie-
dung der Globalen Menschenrechtssanktionen 
von Außenminister Dominic Raab angekündigte 
baldige Ausweitung auf den Schutz von Journa-
list(inn)en und Menschenrechtlern möglichst 
schnell in die Tat umgesetzt werden wird. Auch für 
das europäische Sanktionsregime wird der zusätz-
liche Schutz für relevante menschenrechtliche 
Akteure eine wichtige Voraussetzung für den künf-
tigen menschenrechtspolitischen Erfolg der geziel-
ten Sanktionen sein, denn ohne die Expertise und 
Dokumentationstätigkeit der lokalen Menschen-
rechtler und die Aufdeckungsarbeit von unabhän-
gigen Journalisten wäre die nachhaltige Informati-
onsgewinnung über schwere Menschenrechtsver-
letzungen oftmals nur sehr eingeschränkt möglich. 
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„Doppelte Standards“ und Ab-
stimmungserfordernisse 
 
Die britische Debatte war nicht frei von kontrover-
sen Debatten darüber, welche schweren Men-
schenrechtsverletzungen für die Listung der sank-
tionierten Individuen und Institutionen besonders 
relevant sein würden. Forderungen betrafen ins-
besondere die Ausweitung auf aktuell stark im 
Fokus stehende massive Menschenrechtsverlet-
zungen an den Uiguren in China.11 Dies hätte Sinn 
gemacht, da auch die USA am 09. Juli unter dem 
Global Magnitsky Human Rights Accountability Act 
eine chinesische Regierungsbehörde und vier 
Regierungsangestellte aufgrund ihrer Verbindung 
zu schweren Menschenrechtsverstößen gegen die 
ethnische Minderheit der Uiguren in der Autono-
men uigurischen Region Xinjiang (XUAR) verhängt 
hatten.12 China hatte hierauf stante pede mit Ein-
reiseverboten für vier hochrangige Amerikaner 
reagiert, besonders symbolträchtig gegen den 
Botschafter für Religionsfreiheit, Sam Brown-
back.13 Brownback gehört zu den relevanten 
Stimmen, die seit langem auf die verheerende 
Lage der Religionsfreiheit in China aufmerksam 
machen.14 
 
Grundsätzlich sind diese zusätzlichen Listungen in 
Großbritannien jederzeit möglich – über sie wird 
„von Fall zu Fall“ entschieden.15 Die Vorwürfe be-
züglich doppelter Standards bzw. willkürlicher 
Auswahl von Sanktionszielen dominierten auch 
die Diskussionen über das neue Sanktionsregime 
in den sozialen Medien, sowohl in den USA als 
auch nach der Verkündung des britischen Regimes 
am 06. Juli.16 Doch gerade der spezifische Charak-
ter der „smarten Sanktionen“, die gegen Individu-
en und Institutionen und eben nicht gegen Staa-
ten verhängt werden, kann das menschenrechts-
politische Dauerdilemma der „doppelten Stan-
dards“ etwas reduzieren, wenngleich nicht ganz 
aufheben. Wirtschaftliche Interessen und beson-
dere außenpolitische Beziehungen dürften auch 
im Falle der gezielten Menschenrechtssanktionen 
die Entscheidungen über die Verhängung beein-
flussen. So kritisierten es britische Menschen-
rechtsorganisationen auch als „zutiefst zynisch“, 
dass am Tag nach der Verhängung der Menschen-
rechtssanktionen gegen die 20 saudischen Staats-
bürger, die britische Regierung die Waffenliefe-
rungen an Saudi-Arabien trotz der saudischen 

Vorgehensweise im Jemenkonflikt wieder auf-
nahm.17 Dagegen trägt die Beteiligung von Nicht-
regierungsorganisationen bei der Entscheidungs-
findung über Sanktionsziele zu einer Berücksichti-
gung dieser Expertise im Sanktionierungsprozess 
bei, die doppelten Standards ebenfalls  
eher entgegenwirken dürfte.18 
 
So war und ist auch in der EU die Diskussion über 
das geplante Sanktionsregime unter anderem 
nicht zuletzt durch das sehr unterschiedliche Ver-
hältnis der Mitgliedsstaaten zu Russland geprägt. 
Dies fängt bei der Namensgebung an: Die „russ-
landfreundlicheren“ Akteure lehnten die offene 
Bezugnahme auf den Fall Magnitsky eher ab, wäh-
rend die „russlandkritischen“ Stimmen demge-
genüber eine namentliche Anlehnung an den 
Magnitsky Act der USA und eine entsprechende 
Namensgebung der europäischen „Magnitsky“-
Sanktionen befürworteten.  
 
Auch das Einstimmigkeitsprinzip in der EU steht 
potentiell in einem gewissen Zielkonflikt mit einer 
konsequenten Menschenrechtspolitik, da für ein-
zelne Mitgliedsstaaten wirtschaftlich besonders 
relevante Akteure und nationale wirtschaftliche 
Interessen die Entscheidungsfindung über die 
gemeinsame Anwendung der europäischen Sank-
tionen beeinflussen könnten, wenngleich diese 
Sanktionen selbst nur auf die wirtschaftlichen 
Interessen von Individuen und Institutionen aus-
gerichtet sind, die zudem ihrerseits nicht zwangs-
läufig mit staatlichen Stellen in Verbindung stehen 
müssen. Das geschlossene Vorgehen der EU in der 
bisherigen Sanktionspolitik – nicht zuletzt bei der 
vor allem von Großbritannien vorangetriebenen 
Verhängung gezielter Sanktionen im Januar 2019 
gegen die in die Vergiftung von Sergej Skripal ver-
wickelten russischen Geheimdienstler19 – ist je-
doch eher ermutigend. 
 
Großbritannien ist seit dem 31. Januar 2020 als 
unilateraler „post-Brexit“-Sanktionsakteur bei der 
Durchsetzung von Menschenrechtssanktionen 
zwar nicht mehr von einer Einigung mit der  
EU-27 abhängig, aber als globaler menschen-
rechtspolitischer Akteur („global Britain“) auch 
nicht an einer isolierten Entscheidungsfindung 
und einem mit den europäischen oder transatlan-
tischen Partnern unabgestimmten Vorgehen inte-
ressiert.20 Die Abstimmung erfolgt mit den ver- 
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bündeten USA und Kanada, die bereits „Magni-
tsky-style“-Sanktionsregime umsetzen. Auch Aust-
ralien, das in der Planungsphase von Magnitsky-
Sanktionen steckt21, wird als Partner folgen. Zum 
anderen wird die Abstimmung mit der EU wichtig, 
die dieses smarte Menschenrechtssanktions-
instrument bald einführen wird.22 Somit ist das 
britische Global Human Rights Sanctions Regime 
zwar einerseits nominell unilateral ausgerichtet, 
andererseits auf die normative Kooperation mit 
den transatlantischen Partnern angewiesen. 
  

Fazit 
 
Mit dem Global Human Rights Sanctions Regime hat 
Großbritannien somit –  dem Beispiel der USA und 
Kanadas folgend – ein wichtiges menschenrechts-
politisches Instrument etabliert. Die EU-27 werden 
bald mit einem ganz ähnlichen Instrument folgen. 
Für den Erfolg und die Durchsetzungskraft dieser 
Instrumente wird das abgestimmte Vorgehen von 
großer Bedeutung sein. Verantwortliche für 
schwere Menschenrechtsverletzungen dürfen sich 
künftig weder auf dem Boden der EU, noch Groß-
britanniens, der USA oder Kanadas frei bewegen, 
oder Zugriff auf ihre Vermögen haben. Die EU 
sollte bei der Implementierung und künftigen 
Anwendung des geplanten europäischen Men-
schenrechtssanktionsinstruments mit globaler 
Reichweite der Abstimmung und Zusammenarbeit 
mit den Partnern, insbesondere mit Großbritanni-
en, daher eine besondere Bedeutung zukommen 
lassen. 
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for-non-government-organisations-and-others-
interested-in-human-rights/global-human-
rights-sanctions-information-note-for-ngos-and-
civil-society. 

16 Zum Beispiel: 
https://twitter.com/SenatorHousakos/status/120
4875495185244161. 

17https://www.independent.co.uk/news/uk/politics
/britain-arms-sell-saudi-arabia-military-exports-
a9605636.html. 

18https://www.gov.uk/government/publications/gl
obal-human-rights-sanctions-information-note-
for-non-government-organisations-and-others-
interested-in-human-rights. 

19 Die vier russischen Individuen wurden damals 
unter dem horizontalen EU-Sanktionsregime ge-
gen die Verwendung von Chemiewaffen sankti-
oniert. Vgl. https://www.theguardian.com/uk-
news/2019/jan/21/skripal-poisoning-suspects-
european-sanctions-list. 

20 https://www.csce.gov/international-
impact/press-and-media/press-releases/wicker-
and-cardin-commend-united-kingdom. 

21 https://thediplomat.com/2020/07/slow-
progress-toward-an-australian-magnitsky-act/. 

22 https://www.csce.gov/international-
impact/press-and-media/press-releases/wicker-
and-cardin-urge-pompeo-work-eu-high. 

 

Letzter Abruf für alle Angaben: 15.07.2020. 
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